
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde, 
 

das Duale System, eine groß-
artige Initiative des früheren 
CDU-Umweltministers Klaus 
Töpfer, hat in den letzten Jah-
ren keine gute Entwicklung 
genommen.  Eine Revision ist  

überfällig. Die lange Diskussion über not-
wendige Veränderungen nimmt nun mit 
dem geplanten Wertstoffgesetz konkrete 
Formen an.  
Fünf Ziele sind dabei von hoher Bedeutung: 
eine um 25 % höhere Wertstofferfassung, 
ferner ambitionierte Recyclingquoten, die 
Stärkung des Prinzips der Produktverant-
wortung und Erweiterung auf die gesamte 
stoffgleiche Produktpalette sowie die Schaf-
fung einer zentralen Stelle mit hoheitlichen 
Befugnissen. Im Unterschied zu den Um-
weltpolitikern gehören für mich die Kom-
munen im Rahmen der Umsetzung des 
Wertstoffgesetzes ganz klar dazu. Für die 
Bürgerinnen und Bürger sind sie der zentrale 
Ansprechpartner. Dafür werde ich in den 
nächsten Monaten entschlossen eintreten.  
Diese und weitere Themen und Termine 
begleiteten meine Arbeit in dieser Woche in 
Berlin: 

 Treffen zum Thema B64 mit den CDU-
Bundestagsabgeordneten Ralph 
Brinkhaus und Sybille Benning sowie 
Bürgermeister Jürgen Lohmann (CDU) 
aus Herzebrock-Clarholz und Landrat des 
Kreises Gütersloh Sven-Georg Adenauer 
(CDU)  

 Besuch der Anne-Frank-Schule aus En-
nigerloh 

 Gesprächsrunde mit dem Bundesminis-
ter für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
Alexander Dobrindt (CSU) 

 Red-Hand-Day: Ich gab meinen Hände-
abdruck gegen den Missbrauch von Kin-
dern als Soldaten 

 Informationsgespräch mit der AGES 
Maut System GmbH & Co.KG 

 ÖPP-Berichterstatterrunde  

 Erörterungen zum Bundesverkehrswege-
plan NRW 

 

Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interes-
sante Lektüre des Newsletters und möchte 
Sie zudem auf meine Homepage www.cdu-
sendker.de hinweisen. 
 

Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 
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Maßnahmen im Anti-Terror-Kampf  
Ausreise zu terroristischen Zwecken soll Straftatbestand werden 
 
Das Bundeskabinett beschloss in dieser Woche einen Gesetzentwurf, der 
bereits den Versuch der Ausreise zu terroristischen Zwecken und die Ter-
rorismusfinanzierung unter Strafe stellt. Damit setzt die Bundesregierung 
die Vorgaben der entsprechenden UN-Resolution sowie Forderungen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion um. 
 
Der internationale Terrorismus stellt seit geraumer Zeit eine Bedrohung für 
die nationale und internationale Sicherheitslage dar. Spezifische Gefahren 
gehen von der Reisetätigkeit bestimmter Personengruppen aus. Zudem 
zeigen aktuelle Entwicklungen wie etwa das Erstarken der Terrororganisa-
tion „Islamischer Staat“ (IS), dass terroristische Organisationen über be-
trächtliche finanzielle Mittel zur Begehung terroristischer Straftaten verfü-
gen. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 24. September 2014 
eine UN-Resolution verabschiedet, die sich mit spezifischen Gefahren be-
fasst, die von ausländischen terroristischen Kämpfern („Foreign Terrorist 
Fighters“) ausgehen. 
Alle Formen der Terrorismusfinanzierung sollen zukünftig einheitlich 
unter Strafe gestellt werden. Die Regelung soll künftig auch für geringwer-
tige Vermögenszuwendungen gelten. Der Strafrahmen beträgt sechs Mona-
te bis zu zehn Jahren Freiheitsstrafe; bei geringwertigen Beträgen drei Mo-
nate bis fünf Jahre. Ferner ist eine Minderung des Strafrahmens für Fälle 
geringer Schuld vorgesehen. 
 
Unterstützung findet dieser Kabinettsbeschluss bei der  rechtspolitischen 
Sprecherin der Unionsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker MdB.  „Es 
ist gut, dass künftig der Versuch der Ausreise zu terroristischen Zwecken 
und die Terrorismusfinanzierung unter Strafe gestellt werden sollen“, sag-
te sie. Dies reiche jedoch nicht aus: „Aus unserer Sicht müssen weitere 
Schritte im Kampf gegen den Terrorismus folgen. Wir alle erwarten vom 
Staat, dass er die Menschen vor terroristischen Anschlägen schützt. Dazu 
braucht er unter engen Voraussetzungen auch effiziente Mittel“, betonte 
Winkelmeier-Becker. Die Union habe deshalb einen Katalog von Forde-
rungen vorgelegt. 
So müsse die Sympathiewerbung für Terrorvereinigungen grundsätzlich 
wieder strafbar sein – und dürfe nicht nur über den Umweg des Vereinsge-
setzes greifen. Zudem sollte die Telefonüberwachung auf weitere Terro-
rismusstraftaten ausgedehnt werden.   
  
Die rechtspolitische Sprecherin fordert zudem, künftig Geldquellen von 
Terroristen und der organisierten Kriminalität leichter abzuschöpfen zu 
können. Weiterhin sollte, so Winkelmeier-Becker, das Mindeststrafmaß bei 
der Vorbereitung terroristischer Anschläge von sechs Monaten auf ein Jahr 
Freiheitsstrafe angehoben werden.  
  
Schließlich müsse der Begriff der „terroristischen Vereinigung“ so gefasst 
werden, „dass tatsächlich alle Bedrohungslagen, die heute von Terrororga-
nisationen ausgehen, erfasst werden“, fordert Elisabeth Winkelmeier-
Becker, die ihren Wahlkreis im Rhein-Sieg-Kreis hat.  
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Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden.  

 

Sportpolitischer Bericht in der Bundestagsdebatte  

Der 13. Sportbericht der Bundesregierung blickt auf die sportpolitische Entwicklung im 
Zeitraum 2010 bis 2013 zurück, wie etwa die hervorragenden Erfolge deutscher Leistungs-
sportler bei der Olympiade und den Paralympischen Spielen in Sotschi.  Vor allem mit 
Blick auf die Paralympics geht es um die Förderung des Leistungssports von Menschen mit 
Behinderungen. Es geht um die Neustrukturierung der Spitzensportförderung vor dem Hin-
tergrund wachsender Kosten des Sports und der gleichzeitig notwendigen Haushaltskonso-
lidierung des Bundes mit dem Ziel der Konzentration.   
Nur bei einem effizienten Mitteleinsatz in einem transparenten Fördersystem können auch 
zukünftig gute Rahmenbedingungen für den Spitzensport sichergestellt werden, damit 
Deutschland weiterhin eine erfolgreiche Sportnation bleibt. Das Bundesinnenministerium 
und der organisierte Sport sind sich darin einig, dass die Spitzensportförderung reformiert 
werden muss, um diese schlagkräftiger und wettbewerbsfähiger zu gestalten. Dies ist eine 
wichtige Herausforderung für die Zukunft. In einem Auftaktgespräch am 3. Februar 2014 
wurde daher gemeinsam beschlossen, ein Konzept für eine Neustrukturierung der Spitzen-
sportförderung zu entwickeln. 
 
Die Bundesregierung legt außerdem Bericht ab über die Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen für Trainer im Spitzensport und die Sportoffensive „Duale Karriere“, die Ausbildung 
und Arbeit mit dem intensiven Training im Spitzensport verbinden soll. 
 
Außerdem geht es um die Bekämpfung von Doping und der Manipulation von Sportwettbe-
werben, etwa durch die Anti-Doping-Gesetzgebung, die für dieses Jahr geplant ist. Wichtig 
ist auch die Finanzierung der Nationalen Anti Doping Agentur (NADA) und die Entwick-
lung einer Konvention des Europarates gegen die Manipulation von Sportwettbewerben. 
Dazu stehen auch die gewaltsamen Auseinandersetzungen im Zusammenhang mit Fußball-
spielen zur Debatte.  
 
Aktuellen Bezug nimmt der Sportbericht auf eine mögliche erneute  Olympiabewerbung 
Deutschlands 2024, für die sich die Bundeshauptstadt Berlin und Hamburg gerade in Stel-
lung bringen. Dazu sollen  die Gründe für das Scheitern der deutschen Bewerbung um die 
Ausrichtung der Olympischen und Paralympischen Winterspiele 2018 und 2022 analysiert 
werden.  
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Chancen sozialer Netzwerke nicht leichtfertig verspielen 
Unternehmen müssen Sorgen der Nutzer verantwortungsvoll begegnen 
 
Das soziale Netzwerk Facebook hat neue Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB). Hierzu er-
klärt der Sprecher der Arbeitsgruppe Digitale Agenda der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Tho-
mas Jarzombek MdB:  

 
„Mit Hilfe der neuen Nutzungsbedingungen in seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) will Facebook ziel-
gerichtete und personalisierte Werbung bei seinen Kunden platzieren – ausgerichtet an den Vorlieben der Nutzer, 
die Facebook durch Auswertung des Nutzungsverhaltens erkennt.  
Es ist bedauerlich, dass das Unternehmen nicht auf die erhebliche Kritik an seinem Vorgehen reagiert und dem Nut-
zer nach wie vor keine einfache Übersicht dazu bietet, was mit seinen Nutzungsdaten geschieht. So werden Ängste 
der Menschen vor der Digitalisierung geschürt.  
 
Soziale Netzwerke leisten einen erheblichen Beitrag zum politischen Diskurs, bieten Raum für Debatten, bringen 
Menschen über Ländergrenzen und Kontinente zusammen. Darin liegt ein immenses gesellschaftliches und wirt-
schaftliches Potenzial. Das Vertrauen der Menschen in den Nutzen dieser Netzwerke sollte man nicht durch leicht-
fertigen Umgang mit Nutzerdaten verspielen. Vor dem Hintergrund ihrer Größe und Reichweite ist es daher wichtig, 
dass Unternehmen wie Facebook auch ihrer gesellschaftspolitischen Verantwortung gerecht werden. 
             Foto: Tobias Koch  
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